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Abfallwirtschaft -

als Teil unserer Volkswirtschaft begreifen

Der Aufbau einer effizienten, umwelt-
vertraglichen Abfallwirtschaft, die
schon die Entstehung von Abfillen
vermeiden hilft, im ibrigen auf die
konsequente Riickgewinnung von
Wertstoffen setzt und die dann noch
verbleibenden Reste in unschidliche
Formen tiberfiihrt, bevor Erde, Wasser
oder Luft sie wieder aufnehmen: das
alles zihlt zu den dringendsten Aufga-
ben der Umwelterhaltung in unserer
hochindustrialisierten Gesellschatft.
Doch bisher sind wir davon noch weit
entfernt. Die Versorgung der Verbrau-
chermit Konsumgtitern und deren Pro-
duktion erfolgt auf dem neuesten Stand
der Technik, die Entsorgung der Reste
aber vollzieht sich weithin auf dem
Niveau der Steinzeit. Nochimmerwird
der weitaus grofite Teil unseres Abfalls
vergraben, Der Sachverstindigenrat fiir
Umweltfragen gibt die Meinung der
Fachleute und nachdenklichen Biirger
wieder, wenn er feststellt, daf3 die Zeit
fiir ein solches Vorgehen endgiiltig ab-
gelaufen ist und nachdriicklich fiir das
oben skizzierte Vorgehen plddiert.

. Doch wo auch nur Pldne flir eine Miill-

verbrennungsanlage publik werden,
flammt Protest auf. Viele Biirger und
Kommunalpolitiker méchten das Pro-
blem am liebsten aus ihrem Bewuft-
sein und ihrer Region verdringen. Un-
terdes wachsen die Abfallberge weiter.

In nur zehn Jahren, von 1977 bis 1987,
sind die bei den Anlagen zur 6ffentli-
chen Abfallbeseitigung insgesamt an-
gelieferten Abfallmengen um nahezu
56% gestiegen. Hauptursache dafiir ist
der starke Anstieg von Bodenaushub,
Bauschutt und Straflenaufbruch. Wih-
rend deren Anteil 1977 noch 44% aus-
machte, betrug er 1987 tiber 57%. Der
weitaus grofite Teil der Gesamtabfall-
menge aber wird - seit Jahren unveriin-
dert - auf Deponien abgelagert (siehe

Grafik Seite 2). Da die heutigen Lager-
flichen indes allenfalls noch 5 bis 10
Jahre reichen, stehen wir vor einer dra-
stischen Verknappung des Gutes De-
ponieraum. Schon heute wire lingst
der Entsorgungsnotstand erreicht, wenn
der Miill bisher nicht hitte exportiert
werden kénnen. Doch dem sind deut-
lich erkennbare Grenzen gesetzt.

Wird deshalb der Aufbau einer um-
weltvertridglichen Abfallentsorgung
nicht ziigig in Angriff genommen,
werden wir mit den heraufkommenden
Problemen nicht mehr fertig. In den
alten und neuen Bundeslindern neh-
men die Giiterstrdme auf der Produk-
tionsseite und damit das Abfallauf-
kommen noch zu. Die weiter an-
steigende Entwicklung des Flichenbe-
darfs, die kaum gebremste Nachfrage
nachindividueller Mobilitiit, nach Print-
Medien, Elektronik, hochwertigen
Nahrungsmitteln, Hygieneartikeln fiihrt
zu steigendem Abfallaufkommen bei
Baumaterialien, Transportmitteln,
Brenn- und Treibstoffen, Wohnungs-
einrichtungen, Informationsmaterial
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und -gerdten, Nahrungs- und Reini-
gungsmitteln, und all dies in hiufig
sehr aufwendigen Verpackungen. Zu
dieser allgemeinen Tendenz kommt
eineiberproportionale Verstirkung des
Abfalls in den neuen Bundeslindern
hinzu, weil mit zunehmendem Ein-
kommen zahlreiche Giiter aus dem
Bereich des ““‘Zwischenlagers Woh-
nen’’ durch neue ersetzt werden.

Fehlender Deponieraum und unzurei-
chende Verbrennungskapazititen ver-
schirfen aber nur den heraufkommen-
den Miillnotstand. Dessen eigentliche
Ursache liegt tiefer. Bisher sorgte sich
bei Herstellung und Verbrauch der un-
zdhligen Produkte kaum jemand dar-
um, was mit ihnen am Ende ihrer Le-
bensdauer geschieht. In den vergange-
nen Jahrhunderten und auch noch Jahr-
zehnten ging das einigermaflen gut.
Doch die Versorgungsentwicklung hat
die Entsorgungsmdglichkeiten {iber-
holt. Noch nie hat eine Gesellschaft so
groBe Stoffmengen mit so gefihrli-
chen Bestandteilen in so kurzer Zeit in
Abfall verwandelt wie heute. Nach Auf-

Miillanlieferungen an die 6ffentliche Abfallbeseitigung (in Mio. t)

Quelle: Statistisches Bundesamt
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fassung des Sachverstindigenrates fiir
Umweltfragen muB daher die Produk-
tionstechnik durch eine gleichwertige
Abfalltechnik ergéinzt werden. Abfall-
vermeidung und -verwertung, so der
Rat, sollte als *“‘wichtigste zukunfts-
weisende Option’’ ausgebaut werden.

Abfallvermeidung

Das deutsche Abfallgesetzlegtin§ 1a
fur die Abfallwirtschaft eine eindeuti-
ge Rangfolge fest: “*Vermeiden vor
Verwerten vor Entsorgen.’”” Aber mit
der Verankerung der richtigen Reihen-
folge im Gesetz ist das Problem selbst
noch nicht gelost.

In einer Gesellschaft, die sich ange-
wohnt hat, vom Kapitalstock ihrer na-
tiirlichen Ressourcen zu zehren, weil
ihr dessen Zinsen fiir ihren aufwendi-
gen Lebensstil nicht mehr genligen, ist
die Vermeidung von Abfall ein schwie-
riges Unterfangen. Man denke nur an
die Produkte, die nach dem irrefiihren-
den, aber jahrzehntelang praktizierten
Motto ““viel hilft viel”* als Wasch-und
Reinigungsmittel, Pestizide, do it jour-
self-Verbrauchsmittel bis hin zu Diin-
gemitteln in sehr grofem Umfang
nachgefragt werden und sich beim
Verbrauch diffus in Stduben, Schldm-
men, Sedimenten und Nahrungsmit-
teln verteilen - mit dem Ergebnis, daf
sich der Schadstoffgehalt der Umwelt
erhéht und die sogenannten Infra-
strukturabfille wegen ihrer Toxizitit
zum “‘Sonderabfall’* werden.

Dem “‘viel hilft viel”” mufl deutlich
und beharrlich das ‘‘weniger ist mehr”’
entgegengesetzt werden, damit Produ-
zenten und Konsumenten, Versorger
und Entsorger aus eigener Einsicht und
ohne staatlichen Zwang erkennen, daf3
es ihre eigenen natiirlichen Lebens-
grundlagen sind, die es durch Abfall-
vermeidung zu erhalten gilt. Das setzt
eine Erweiterung des geistigen Hori-

zonts voraus, erfordert eine grundle-
gende Anderung der bisherigen Ge-
wohnheiten von Produzentenund Kon-
sumenten und verlangt eine beharrli-
che Aufklarungsarbeit, die schonin der
Schule ansetzen muf.

Stichworte fiir die gebotene Vermei-
dungsstrategie sind unter anderen:
Weniger Verbrauch durch hohere Effi-
zienz, Mehrfachnutzung, Reparatur-
freundlichkeit, Beschrinkung der Ein-
malnutzung aufunabweisbare Sonder-
fille, Leasing langlebiger Produkte
anstelle des Kaufs kurzlebiger Produk-
te. Ahnlich wie die inzwischen erreich-
te Entkopplung von Wirtschaftswachs-
tumund Energieverbrauch mufl Abfall-
vermeidung darauf hinwirken, eine
Entkopplung von Stoffeinsatz und
Wachstum zu erreichen.

Solche Strategien lassen sich schwer-
lichalleiniiber Informationen, Appelle
oder Mahnungen durchsetzen. Genau-
so wie in der Giiterwirtschaft miissen
auch in der Abfallwirtschaft Anpas-
sungsprozesse liber Preise eingeleitet
werden, die die Knappheitsverhiltnisse
widerspiegeln. So wiirde zum Beispiel
eine Zuordnung und Abrechnung der
Abfille nach Abfallgewichtund Schad-
stoffgehalt die einzelnen Haushalte zum
Sparen durch Abfallvermeidung anrei-
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zen. Dies gilt vor allem dann, wenn
eine sortenreine Entsorgung von Ab-
fillen mit geringeren Gebiihren be-
lohnt wiirde.

In Richtung Abfallvermeidung zielt
auch die vom Bundesumweltminister
fur 1992 angekiindigte Abfall- und
Deponieabgabe, deren Aufkommenzu
40% der Sanierung von Umweltalt-
lasten in den neuen Bundeslinderndie-
nen soll. Auch hier ist im Prinzip rich-
tig, iber Umweltabgaben Anreize zu
geben, die Miillvermeidung attraktiv
zu machen. Derzeit kommt derjenige,
der seinen Miill loswerden will, zu
billig davon. Die Preise, die heute fiir
die Deponierung zu zahlen sind, spie-
geln noch nicht einmal die Knappheit
des Deponieraumes wider. Gefahren
fur die Umwelt, die selbst bei mo-
demsten Deponien nicht zu vermeiden
sind, werden in den Preisen noch nicht
einmal ansatzweise berticksichtigt.

Ob mit einer - gut lenkenden - Abgabe
allerdings Einnahmen anfallen, mufl
zweitrangig sein. Auch wenn die Ein-
nahmen zur Beseitigung von Umwelt-
altlasten dienen: Umweltabgaben soll-
ten nicht primar unter dem Gesichts-
punkt der Einnahmeerzielung fiir be-
stimmte Zwecke eingeflihrt werden.
Durch die Zweckbindung erhilt die

85,7 Deponien

Formen der 6ffentlichen Abfallentsorgung 1987 (in %)

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Abgabe einen steuerartigen Charakter
und allzu leicht kénnte der Wunsch
nach maglichst hohem Aufkommen
das eigentliche Ziel, nimlich iiber An-
reize Verhaltensinderungen zum
Schutz der Natur durchzusetzen, inden
Hintergrund driingen. Durch die Abfall-
abgabe wiirden tiberdies die Unterneh-
men bestraft, die mit hohen Aufwand
Verbrennungsanlagen errichtet haben.

Abfallverwertung

.Nach der Abfallvermeidung kommt
der Abfallverwertung Prioritét zu. Da-
bei ist in erster Linie an die Wieder-
verwendung des Abfalls in Form von
Sekundar-Rohstoffen und Kompost zu
denken. Ihr dienen die Errichtung und
der Betrieb einer Abfallborse, die Ab-
gabe des Produktes gegen Pfand, der
Riicklauf durch freiwillige Vereinba-
rung, die Riicknahmepflicht, die ge-
trennte Erfassung z.B. von Papier, Glas,
Textilien und der Betrieb einer Sor-
tieranlage, um ‘‘saubere’’ Stoffstrome
zu erhalten.

Um insbesondere die Verpackungsflut
zu stoppen, ist kiirzlich eine Verpak-
ngsverordnung in Kraft getreten. Sie
schreibt - unter Offenhaltung der Art
der Aufgabenerfiillung - vor, daf bis
Mitte 1995 - jeweils abhiingig vom
Verpackungsstoff - 80 bis 90% der
Materialien eingesammelt und verwer-
tet werden missen. Um einer damit
drohenden etwaigen Riicknahmepflicht
zu entgehen, haben in diesen Tagen
Industrie, Markenartikler, Handel und
Entsorgungsunternehmen das soge-
nannte duale System flir Verpak-
kungsabfall gestartet. Ziel dieser priva-
ten Miillbeseitigung ist es, eine hohere
Verwertungsquote bei Verpackungen
zu erreichen, um so 20% der jahrlichen
Hausmiillmenge einzusparen.

Mit der Bereitschaft zur Riicknahme
der Verpackungen haben die Unter-

nehmen ihre Verantwortung iiber den
Lebenszyklus ihrer Produkte und Ver-
packungen erweitert. Nun kiimmem
sie sich nicht nur um die Herstellung,
sondern auch um die Umweltkosten
von deren Beseitigung. Durch die Of-
fenhaltung des konkreten Weges der
Abfallbeseitigung wird ihre Phantasie
befliigelt, neue Wege bei der Eindim-
mung der Verpackungsflut zu be-
schreiten. Da nach den Vorstellungen
des Bundesumweltministers auch fiir
Elektronikerzeugnisse und Autos eine
Riicknahmepflicht der Hersteller ein-
gefiihrt werden soll, gibt es auch hier
schon vielfiltige, den Wettbewerb be-
fliigelnde Initiativen der Produzenten,
ihren Kunden die Riicknahme der Pro-
dukte nach deren Lebensende zu ga-
rantieren und sie dann so weit wie
moglich zu verwerten.

Insgesamt gesehen sind die Verwer-
tungsquoten heute allerdings noch re-
lativ bescheiden. Bei einzelnen Mate-
rialien wie etwa Kunststoffen gibt es
einen erheblichen Nachholbedarf bei
den Techniken fiir die Sortierung. Wie
bei anderen vermischten Abfillen be-
dingt auch hier die mangelnde Abfall-
reinheit einen hohen Deponierungs-
und Verbrennungsanteil. Derzeit wer-
den in Westeuropa nur etwa 7% des
Kunststoffabfalls in neuen Produkten
wiederverwertet.

Auch fiir die Zukunft miissen wir uns
darauf einrichten, dafl nicht simtliche
Abfille als Sekundir-Rohstoffe Ein-
gang in neue Produkte finden kdnnen.
Dies gilt insbesondere fiir den groften
Bestandteil am Abfallaufkommen, die
Industrie- und Gewerbeabfille. Aber
auch beim Hausmiill lassen Projektio-
nen erst fiir das Jahr 2000 eine Verwer-
tungsquote von bis zu 32% (1985 im
alten Bundesgebiet ca. 25%) erwarten.
Dabei wird es vermutlich regionale
und siedlungsstrukturelle Unterschie-
de geben, die von der Aufstellungs-
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dichte der SammelgefiBe und derMog-
lichkeit abhdngen, die organische Frak-
tion des Hausmiills (Vegetabilien) ge-
sondert zu erfassen, zu kompostieren
und zu vermarkten. Die Recycling-
Mengen flirHausmiill wiirden sichnim-
lich dann erheblich erhdhen, wenn der
organische Teil in Form von Kompost
wiederverwertet werden kann. Da der
Anteil der Organik am Hausmiill ca.
30% betragt, erhoht sich bei gesonder-
ter Erfassung der organischen Fraktion
(Bio-Tonne)die Verwertungsquoteauf
rd. 53%. Verwertungsquoten von 65 -
80%, wie sie teilweise von Umwelt-
schutzgruppen erhoben werden, sind
bei realistischer Betrachtung derzeit
allerdings nicht erreichbar. Selbst eine
Quote von rund 50% setzt die durch-
gingige Verwertung der organischen
Fraktion im Hausmiill voraus, was in
der Regel in der Diskussion ebenso
ubersehen wird, wie das bisher noch
ungeldste Problem ihrer Vermarktung.

Volkswirtschaftlich bedeutet die Wie-
derverwertung von Abfall nichts ande-
res als die aus 6konomischen und dko-
logischen Griinden gebotene Wieder-
verwendung von Sekundir-Rohstoffen
im ProduktionsprozeB. Die immer wie-
der erhobene Forderung danach macht
freilich nur dann Sinn, wenn die Preise
dieser Sekundir-Rohstoffe als markt-
wirtschaftliches Koordinationssignal
den okonomischen und dkologischen
Knappheiten entsprechen, also nicht
durch Subventionen in Form von ge-
ringen Deponieabgaben verfilschtsind.

Abfallentsorgung

Trotz aller erzielten und noch erreich-
baren Fortschritte bei der Vermeidung
und Verwertung miissen sich alle Ver-
antwortlichen darauf einstellen, dafB
auch in Zukunft Abfille iibrigbleiben,
die es umweltvertriiglich zu entsorgen
gilt. Dafiir bietet sich unter den heute
moglichen Techniken die Verbrennung
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als die technisch fortschrittlichste, den
Schadstoffausstol am meisten redu-
zierende Form der Entsorgung anders
nicht verwertbaren Abfalls an.

Aus Griinden des Schutzes unserer
Umwelt, Mitwelt und Nachwelt wird
sich Abfallentsorgung daher kiinftig -
solange keine besseren Alternativen
gefunden oder entwickelt werden kon-
nen - in erster Linie auf die Abfallver-
brennung (thermische Behandlung der
nicht verwerteten Abfallreste) stiitzen
miissen. Sie muB} vorrangig mit dem
Ziel der Konditionierung der Abfille
firdie Ablagerung in einer Deponie fiir
erdkrustendhnliche (inerte) Reststoffe
erfolgen. Vorrangiger Zweck der Ver-
brennung ist deshalb die Abfallbehand-
lung und nicht die Energiegewinnung.

Entsorgungs- und insbesondere Ver-
brennungsanlagen finden allerdings fiir
gewdhnlich nur geringe gesellschaftli-
che Akzeptanz und sind hdufig Ursa-
che heftigster kommunalpolitischer
Auseinandersetzungen. Dabei wird
kaum zur Kenntnis genommen, dafl
nahezu alle auf dem heutigen natur-
wissenschaftlichen Erkenntnisstand
stehenden Fachleute fir die ‘‘heifle
Verbrennung’” plddieren und von der
“‘kalten Verbrennung’’, also der her-
kdmmlichenbiologisch-reaktiven Mul-
tikomponentendeponie abriicken.

Gegen die ‘‘kalte Verbrennung’’ in
Deponiensprechen vorallem die durch
siehervorgerufenen Altlasten, diemehr
als ein Jahrhundert lang Gase entwik-
keln konnen. Volumen und Struktur
der Gase hiingen von der Zusammen-
setzung des Abfalls, dem Verdichtungs-
grad und dem Wassergehalt ab. Neben
CO,und Methan entweichen Wasser-
stoff, Schwefelwasserstoff, Kohlen-
monoxid und andere toxische Substan-
zen. Sie stammen in der Regel aus
zahlreichen industriellen und gewerb-
lichen Prozessenund Abfallprodukten,

deren Zusammensetzung hiufig nicht
einmal ihrem Hersteller bekannt ist.
Auch kann mit den derzeit verfligbaren
Techniken auf Dauer keine Deponie
““dicht gehalten” werden. Die toxi-
schen Sickerwisser aus dem abgela-
gerten Abfall kontaminieren deshalb in
jedem Fall das Grundwasser.

Demgegeniiber ist im Hinblick auf die
Emissionthermischer Anlagen mitdem
Umweltbundesamt festzustellen:‘Bei
der Verbrennung von Abfillen entste-
hen ca 4000 m® bis 6000 m* Abgase je
Tonne Abfall, diesich im wesentlichen
aus Stickstoff, Wasserdampf, Kohlen-
dioxidund Sauerstoffzusammensetzen
und weitere luftverunreinigende Stoffe
enthalten. Die Zusammensetzung der
Abgase wird beeinflult von den
Bestandteilen der Abfille. (So bewirkt
z.B. die fehlende Aussortierung von
quecksilberhaltigen Batterien einen
entsprechenden Anteil von Quecksil-
ber in der gasformigen Abluft). Die
Emissionen von Kohlenmonoxid, or-
ganischen Verbindungenund zum Teil
auch der Stickstoffoxide werden durch
feuerseitige Maflnahmen gering gehal-
ten. Zur Verminderung und Begren-
zung der Emissionen aus Staub,
Schwermetallen, Chlor- und Fluor-
wasserstoff werden Abgasreinigungs-
einrichtungen eingesetzt. Die Anforde-
rungen an die luftseitigen Emissionen
werden durch das Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) und die TA
Luft geregelt. Mit der Verordnung iiber
Verbrennungsanlagen flir Abfille (17.
BImSchV) soll eine weitere Anpas-
sung an die technische Entwicklung
der Luftreinhaltung errreicht werden.
Damit wird die Einhaltung von Emis-
sionsgrenzwerten vorgeschrieben, die
zur Vorsorge gegen schiddliche Um-
welteinwirkungen nach dem Stand der
Technik festgelegt sind.”

Nach heutigem Wissen sind Deponien
schon fiir die Gesundheit der jetzt le-
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benden Bevolkerung schédlicher als
auf dem neuesten Stand der Technik
betriebene thermische Anlagen. Erst
recht nehmen sie mehr Riicksicht auf
die nachkommenden Generationen.
Thnen wird durch die bei einer (biolo-
gisch-reaktiven) Deponie nicht zu ver-
meidende Kontamination des Grund-
wassers ein hohes Krebsrisiko auf-
gebiirdet, wihrend die meisten krebs-
erregenden Substanzen, die aus einer
thermischen Anlage in die Umwelt
entweichen kdnnen, bei der Einhaltung .
eines Dioxingrenzwerts von 0,1 Nano-
gramm thermisch zerstort werden. Das
bedeutet keineswegs, dafl die thermi-
sche Behandlung zugunsten der
menschlichen Gesundheitund Umwelt-
vertriglichkeit nicht stindig weiter
verbessert werden sollte. Durch Weiter-
entwicklung der Verfahrenstechnikund
derRauchgasreinigung muf auch kiinf-
tig daran gearbeitet werden, die grund-
sitzlichnicht auszuschliefende Gefahr
von Synergismen unter die Schwelle
der Erheblichkeit zu driicken.

Eine abwigende Bewertung der Argu-
menteproundcontra‘‘Deponie’” (“‘kal-
te Verbrennung "’ /biologische Oxidati-

on, die in der Regel nach 100 Jahren.

nicht abgeschlossen ist) und der Argu-
mente pro und contra ‘‘Verbrennung”’
(heiBBe Verbrennung, dieals chemische
Oxidation innerhalb von Minuten in
einem kontrollierten ‘‘high tech-
Verfahren” abgeschlossen ist) fiihrt
zum Ergebnis: Alles spricht fiir ““Ver-
brennung’’, also fiir die ‘‘Losung heu-
te”” und gegen die (biologisch-reakti-
ve) Multikomponentendeponie, die die
heutigen Entsorgungs-Probleme auf
morgen zu Lasten der Gesundheit der
nachfolgenden Generation verschiebt.
Verbrennung empfiehlt sich allerdings
als beste Behandlungstechnik nur fiir
nicht verwertbare Reststoffe. Uberdies
werdenbeiunverfilschten Knappheits-
preisen Abfallstoffe nur verbrannt,
wenn es keine Chance gibt, sie als
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Sekundir-Rohstoffein den Wirtschafts-
kreislauf zuriickzufiihren.

Kiinftige Aufgaben der
Abfallwirtschaft

ilschte Kn
infiil

heitsprei

Eineumweltvertriigliche Abfallentsor-
gung kennt im Prinzip nur zwei Stoff-
kreisldufe:

. - thermisch konditionierte, inerte Stof-
fe, die “*vergraben und vergessen’’
werden diirfen und

- Alt-Wert-Stoffe, die durch Riickfiih-
rung in den Stoffkreislaufzu Sekun-
dir-Rohstoffen werden.

Bei den heutigen verfilschten, weil
viel zu niedrigen Kosten fiir die Depo-
nierung haben sinnvollere Alternati-
ven wie die Material- und Energienut-
zung aber nur wenig Chancen. Der
niedrige Preis fiir die Deponierung ver-
leitet die Abfallverursacher zu dem
FehlschluB, es sei ausreichend Depo-
nieraum vorhanden. Eine Abgabe, die
.den Preis der Deponierung einer Tonne
Abfall allmihlich auf das Preisniveau
fiirdie Verbrennung anhebt, wiirde den
Verursachern hingegen signalisieren,
daf} das schonknappe Deponievolumen
in Zukunft noch enger wird und daf3
Mafinahmen zur Vermeidung und Ver-
wertung sich langfristig rentieren.

Eine solche Abgabenerhebung ist si-
cherlich mit Anpassungsproblemen
verbunden. Kurz- und mittelfristig
wiirde eine Deponieabgabe zu Wettbe-
werbsnachteilen der deutschen In-
dustrie gegeniiber dem Ausland fiih-
ren, Dabei ist aber zu beriicksichtigen,
daB auch das Ausland friiher oder spi-
ter gezwungen sein wird, dhnlich wir-
kende Mafinahmen zu ergreifen. Dar-
aus kannsich fiir die deutsche Industrie

lingerfristig ein Wettbewerbsvorteil
ergeben, da sie dann im Gegensatz zu
den auslindischen Unternehmen die
notwendigen Anpassungsmafnahmen
schon vorgenommen hat.

11-Entsor-
n n iben

Damit die gewaltige gesellschaftliche
Aufgabe der Abfallentsorgung tatsich-
lich bewiltigt werden kann, kommt es
-wie im wirtschaftlichen Leben iiberall
- auf die richtige Rollenverteilung von
offentlicher und privater Hand an. Der
Staat hat also auch fiir den Entsor-
gungsproze die dazu notwendigen
Rahmenbedingungen festzulegen, in-
nerhalb derer der einzelne - Unterneh-
men wie Individuum - selbstbestim-
mend und selbstverantwortlich seine
individuellen Entscheidungentrifft. So
sind Genehmigungen und Kontrollen
der Entsorgungsnlagen durch die staat-
lichen Aufsichtsbehdrden selbstver-
standlich erforderlich, damit der Biir-
ger die Gewiihr hat, daf sie ordnungs-
gemil betrieben werden. Daraus folgt
aber nicht, daB die Entsorgungs-
pflichtigen, also die Kommunen und
Landkreise, die Entsorgungsanlagen
auchbetreiben. Angesichts der Verhilt-
nisse in der Bundesrepublik liegt es
sogarnahe, eine Entkommunalisierung
der Entsorgungsanlagen ins Auge zu
fassen - in dem Sinne, daB privatwirt-
schaftlich geflihrte Unternehmen der
Entsorgungswirtschaft die Aufgaben
derentsorgungspflichtigen Gebietskor-
perschaften mehr als bisher iber-
nehmen.

Stirkeres privatwirtschaftliches Enga-
gement in der Abfallwirtschaft hitte
eine Reihe von Vorteilen:

- Die notwendige Entsorgungsinfra-
struktur kénnte marktgerecht aufge-
bautund stindig dem Stand der Tech-
nik angepaf3t werden.
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- Das technische know how der Be-
triebe der Entsorgungswirtschaft
konnte vermutlich schneller umge-
setzt werden.

- Private Entsorgungsbetriebe konn-
ten leichter als Kommunen kosten-
gerechte AbfallgebiihrenmaBstibe
entwickeln, die auf dem Vollko-
stenprinzip beruhen und Riick-
stellungen fiir ungewisse Ausgaben
in der Zukunft enthalten.

- Private Entsorgungsbetriebe konnen
mit den konomischen und dkologi-
schen Kosten fiir Abfallverwertung
und Abfallentsorgung Preissignale
setzen, die der Realitét und nicht
dem jeweiligen Wunschdenken der
parteipolitischen Mehrheit einer
Kommune bzw. des Entsorgungs-
pflichtigen entsprechen. Diese Preis-
signale wirken tiber die marktwirt-
schaftliche KoordinationinallerRe-
gel effizienter als aus ““politischen’’
Griinden subventionierte Preise, die
falsche Knappheiten signalisieren.

3. Abfallentsorgungals politische Auf-
gabe

Umweltvertrigliche Destruktion ist
heute so wichtig wie umweltvertrigli-
che Produktion, die Entsorgung muf
den gleichen Stellenwert erhalten wie
die Versorgung. DaB so viele der ver-
antwortlichen Mandatstriiger die sich
seit Jahren aufstauenden Probleme nicht
rechtzeitig erkannt oder sie beiseite
geschoben haben, ist eine der Ursachen
fiir die jetzige Misere.

Dazu hitte es nicht kommen miissen,
wenn die Versorgung von Bevdlke-
rung und Wirtschaft mit wohnungs-
und gewerbenaher Infrastrukturals eine
wesentliche kommunalpolitische Auf-
gabe betrachtet worden wire. Denn
dann hitte eineumweltvertrigliche Ab-
fallentsorgung den gleichen Stellen-
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wert wie sonstige kommunale Investi-
tionen.

Eswiire inder gegenwiirtigen Situation
schon viel gewonnen, wenn die politi-
schen Mandatstriiger sich flir Entsor-
gungseinrichtungen genau so einset-
zen wiirden, wie fiir den Strafien-, Kin-
dergarten- und Schulbau und wenn sie
den Biirgern dazu die notwendigen
Informationen vermitteln wiirden, da-
mitsiesichiiber die Vor-und Nachteile
der vermeintlichen Entsorgungsalter-
nativen informieren und ihr eigenes
Urteil bilden kdnnen. Das gilt auch fiir
die Information iiber den Stand der
Technikbei der Beseitigung von Dioxi-
nen und Furanen und den Vergleich
mit anderen Lebensrisiken in unserer
hochindustrialisierten Gesellschaft.

Abfallwirtschaft als Teil der
Volkswirtschaft

Im Leitbild fiir die Schweizerische
Abfallwirtschaft heil3ites: ** Abfallwirt-
schaft muBals Teil der Volkswirtschaft
begriffen werden. Sie kann und muf}
aufgrund der bisherigen Erfahrung
Denk-und Handlungsanst6fe in Rich-
tung eines umweltvertriiglichen Ge-
brauchs von Giitern geben’’. Und wei-
ter: ‘*Abfall 10t sich nicht beseitigen.
Er 146t sich sammeln, transportieren,
wegrdumen, chemisch und physika-
lisch behandeln, aber er bleibt uns er-
halten, wenn nicht eine Abfallwirtschaft
entsteht, die die aus den Produktions-
massen einer hochst produktiven Pro-
duktionsgesellschaft entstehenden Pro-
dukte umweltfreundlich in die Umwelt
zuriickgliedert.”

Erst seit 1986 mit der 4. Novelle des
Abfallbeseitigungsgetzes wird auch in

Farzit:

® Der Aufbau einer effizienten, um-
weltvertriglichen Abfallwirtschaft,
die die Entstehung von Abfillen
vermeiden hilft, im tbrigen auf die
Riickgewinnung von Wertstoffen
setzt, zdhlt zu den dringendsten Auf-
gabenbeim Schutzunserer Umwelt.
Noch immer wird der weitaus grof-
te Teil unseres Abfalls auf immer
knapper werdendem Deponieraum
gelagert. Ohne den Export von Miill
wire in Deutschland schon léngst
der Miillnotstand ausgebrochen.

¢ Um Handlungsanst6fe in Richtung
eines umweltvertriiglichen Ge-
brauchs von Giitern zu geben, muf3
die Entsorgung den gleichen Stel-
lenwert wie die Versorgung be-
kommen. Dazu sind Preise notwen-
dig, die die Knappheit des Deponie-
raumes widerspiegeln. Auch in der
Abfallwirtschaft bewirken nurechte
Preise, dal Mafinahmen zur Ver-
meidung und Verwertung sich ren-
tieren.

® Fiir nicht verwertbare Reststoffe
empfiehlt sich als bestmdgliche
Technik die Verbrennung. Sie muf3
vorrangig als Uberfiihrung der nicht
verwertbaren Reste in unschidliche
Formen begriffen werden.

Deutschland der Anspruch erhoben,
Abfallmengen nicht nur ordnungsge-
mil zu entsorgen, sondern die Stoff-
strdme so zu lenken, daf die Umwelt-
belastung insgesamt ertriiglich bleibt.
Erst zu diesem Zeitpunkt fand der Be-
griff Abfallvermeidung als primires
Ziel der Abfallwirtschaft voreiner Ver-
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wertung und Ablagerung Eingang in
dasseitdemin Abfallgesetzumbenannte
Gesetz.

Fiir die Lenkung der Stoffstréme gibt
es eine Vielzahl von Instrumenten. Am
sichersten aber lassen sich Verhaltens-
dnderungen herbeifiihren, wenn sie aus
Eigeninteresse iiber Preise erfolgen.
Unserbewihrtes marktwirtschaftliches
System hat dort die grofiten Erfolge
erzielt, wo der einzelne Marktteilneh-
mer Handlungs- und Entscheidungs-
spielrdume hatte und wo Produzenten.
und Konsumenten durch an den tat-
sdchlichen Knappheiten orientierte
Marktpreise deutliche Signale fiir ihr
wirtschaftliches Handeln erhielten.
Daraus folgt: Auch in der Abfallwirt-
schaft senden nur echte, die Knapp-
heitsverhiltnisse widerspiegelnde Prei-
se - im Gegensatz zu subventionierten
Preisen-diejenigen Signaleaus, die fiir
dieKoordination iber denMarkt lebens-
wichtig sind. Hohe Entsorgungspreise
bewirken - wenn die sonstigen Rah-
menbedingungen stimmen - einen spar-
samen Stoffinput mit konsequentem
Entsorgungsverhalten.

Um zukiinftig der Aufgabe gerecht zuf)
werden, die Entsorgung gleichberech-
tigt neben die Versorgung zu stellen,
ist es unumgénglich, auf eine Verldn-
gerung der Lebensdauer von Giitern
und Stoffen hinzuwirken, um so Res-
sourcen zu schonen (A4bfallvermei-
dung); die Abfille im Sinne einer opti-
malen Nutzung der Ressourcen zu be-
wirtschaften (A4bfallverwertung) und
mit Hilfe der thermischen Behandlung
langfristig die Umweltvertriglichkeit
der zu entsorgenden, nicht verwertba-
ren Reststoffe zu sichern (4bfallent-

sorgung).

Herausgeber: FRANKFURTER INSTITUT fiir wirtschaftspolitische Forschung e. V., Kaiser-Friedrich-Promenade 157,
6380 Bad Homburg v. d. H., Telefon (06172) 42074, Telefax (06172) 42355

Direktor des Instituts: Gert Dahlmanns

Vorstandsvorsitzender: H. Joachim Krahnen
Wissenschaftlicher Beirat: Konberger Kreis



	<<< Übersicht

